
en eine grobe Irreführung der 
Öffentlichkeit dar. Weder kann 
die Bonner Regierung verhin
dern, daß es in kurzer Zeit 
wieder zu neuen akuten Kon
fliktsituationen zwischen den 
imperialistischen Ländern 
kommt, die auf dem Gebiet der 
Währung ausgetragen werden,

Neue Währungskonflikte v
Die Erfahrung der letzten 
Jahre hat gezeigt, daß es etwa

noch will die Bonner Regie
rung sich an ihr Versprechen 
halten. Wenn es dem west
deutschen Imperialismus gün
stig erscheint, wird er selbst 
wieder zu den Mitteln des 
Währungskrieges greifen, um 
seine Interessen auf diese Art 
und Weise dturchzusetzen.

wertung, den anderen impe
rialistischen. Mächten ein ge

wisses Entgegenkommen zu 
zeigen, um sie zu Zugeständ
nissen an die Pläne der west
deutschen Monopole zu veran
lassen. Die Zielsetzung beider 
Gruppen ist also genau die 
gleiche: Realisierung des Vor
machtstrebens der westdeut
schen Monopole in Westeuropa 
als Mittel zur Stärkung ihrer 
Potenzen für die Aggressions- 
Vorbereitung gegen die soziali
stische!] Länder.

Folgen für die westdeutschen Werktätigen
Die Bonner Regierung be

im Abstand von sechs Mo
naten immer wieder zu einer 
neuen akuten Zuspitzung der 
Widersprüche auf dem Wäh
rungsgebiet kam. Und es ist 
vorauszusehen, daß spätestens 
im Herbst 1969 wieder die 
Rede von notwendigen Auf
wertungen und Abwertungen 
sein wird. Völlig ungewiß ist 
auch, wie sich eine neue Bun
desregierung nach den Bun
destagswahlen zum Problem 
der Aufwertung verhalten 
wird. Bestimmte Weichen für 
eine Aufwertung sind schon 
heute gestellt. Sowohl Teile 
der Monopolpresse (Industrie
kurier, Der Volkswirt) mit den 
hinter ihnen stehenden Mono
polen als auch die SPD-Mini
ster in der Bonner Regierung 
traten vor und während der 
Aufwertungsdebatte für eine 
Aufwertung ein. Sie taten dies 
nicht etwa, weil sie für eine 
weniger imperialistische Po
litik sind, sondern deshalb, 
weil sie in der Währungsfrage 
eine andere taktische Konzep
tion als jene Kräfte des Mo
nopolkapitals verfolgen, . die 
sich gegen die Aufwertung 
ausgesprochen und zunächst 
mit ihrer Meinung durchge
setzt haben.

Während die Aufwertungs
gegner eine „harte Linie“ ver
folgen und auf diese Weise die 
Hegemonieansprüche der west
deutschen Monopole zu ver
wirklichen gedenken, beabsich
tigen die Befürworter ;der Auf

gründete ihren Beschluß, nicht 
aufzuwerten, u. a. mit dem 
Argument, eine Aufwertung 
würde zu einer Hemmung des 
Exports und mithin zu einer 
Verschlechterung der Beschäf
tigungslage führen. Diese Ar
gumentation enthält zwar 
einen richtigen Kern, ver
schweigt aber, daß die Nicht
aufwertung sehr ähnliche 
Folgen zeitigen wird. Sie be
deutet, daß der westdeutsche 
Ausfuhrüberschuß weiter 
steigt. Hieraus ergeben sich 
neue Inflationstendenzen, da 
Waren, für deren Herstellung 
in Westdeutschland Löhne und 
Profite realisiert werden, ins 
Ausland fließen. Warenumlauf 
und Geldzirkulation fallen 
noch stärker auseinander. 
Weitere Preissteigerungen sind 
daher unvermeidlich. Diese 
aber beschneiden sowohl die 
Akkumulation als auch die 
Konsumtion in Westdeutsch
land, was auch nichts anderes 
als Verschlechterung der Be
schäftigungslage heißt.
Hinzu kommt noch, daß die 
westdeutschen Monopole den 
vergrößerten Ausfuhrüber
schuß als Quelle eines forcier
ten Kapitalexports benutzen 
wollen. Sie beabsichtigen, in 
Zukunft mehr im Ausland und 
damit weniger in Westdeutsch
land selbst zu investieren. 
Auch hieraus ergeben sich für

die Werktätigen ungünstige 
Auswirkungen auf die west
deutsche Beschäftigungssitua- 
tion. Außerdem intensiviert 
der Kapitalexport die Ver
flechtung der ohnehin instabi
len westdeutschen Wirtschaft 
mit dem von Überproduk
tions-, Währun gs-, Finanz-, 
Struktur- und politischen 
Krisen geschüttelten imperiali
stischen System und erhöht 
dadurch noch die Labilität der 
westdeutschen Wirtschaft.
Das alles zeigt, daß weder Auf
wertung noch Nichtaufwertung 
Mittel sind, um etwa die so
ziale Sicherheit in West
deutschland zu erhöhen. Sie 
sind vielmehr Waffen im 
Kampf der Imperialisten un
tereinander. Den Preis für die
sen Kampf sollen die Werk
tätigen mit steigenden Lasten 
bezahlen. Dies ist die einzige 
Rolle, die den Werktätigen in 
dem Programm der Abs und 
Strauß zur Erringung der 
Hegemonie in Westeuropa zu
gedacht ist. Sie können den 
ihnen zugemuteten neuen Be
lastungen nur entgehen, wenn 
sie ihren Kampf gegen das 
ganze Expansions- und Ag
gressionsprogramm der west
deutschen Monopole richten 
und deren Macht zurück
drängen.
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